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Text 

Zurückweisung von EWR-Bürgern, Schweizer Bürgern oder begünstigten Drittstaatsangehörigen 

§ 41a. (1) Die Zurückweisung eines EWR-Bürgers, Schweizer Bürgers oder begünstigten 
Drittstaatsangehörigen ist zulässig, wenn 

 1. Zweifel an seiner Identität besteht oder er der Pass- und gegebenenfalls der Visumpflicht auch 
nach Einräumung einer angemessenen Frist und unter Verfügungstellung angemessener 
Möglichkeiten zur Einholung der dazu erforderlichen Dokumente nicht genügt, 

 2. gegen ihn ein durchsetzbares Aufenthaltsverbot besteht und kein Visum zur Wiedereinreise 
(§ 26a) oder keine Bewilligung zur Wiedereinreise während der Gültigkeitsdauer eines 
Einreiseverbotes oder Aufenthaltsverbotes (§ 27a) erteilt wurde, 

 3. bestimmte Tatsachen die Annahme rechtfertigen, er werde im Bundesgebiet Schlepperei 
begehen, 

 4. bestimmte Tatsachen die Annahme rechtfertigen, er wolle den Aufenthalt im Bundesgebiet zur 
vorsätzlichen Begehung von Finanzvergehen, mit Ausnahme von Finanzordnungswidrigkeiten, 
oder zu vorsätzlichen Zuwiderhandlungen gegen devisenrechtliche Vorschriften benützen, oder 

 5. bestimmte Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass sein Aufenthalt im Bundesgebiet die 
öffentliche Ordnung oder Sicherheit gefährdet. 

(2) Die Zurückweisung eines begünstigten Drittstaatsangehörigen ist ferner dann zulässig, wenn ein 
Vertragsstaat mitgeteilt hat, dass sein Aufenthalt im Gebiet der Vertragsstaaten die öffentliche Ordnung 
oder Sicherheit gefährden würde, es sei denn, er hätte einen Aufenthaltstitel eines Vertragsstaates oder 
einen von Österreich erteilten Einreisetitel. 


